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Empfehlung fir
EMPFEHLUNG DESRATES

zum nationalen Refor mprogramm Spaniens 2011

und Stellungnahme des Rates

zum aktualisierten Stabilitatsprogramm Spaniensfir 2011-2014

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestitzt auf den Vertrag Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union, insbesondere auf
Artikel 121 Absatz 2 und Artikel 148 Absatz 4,

gestutzt auf die Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates vom 7. Juli 1997 Uber den Ausbau
der haushaltspolitischen Uberwachung und der Uberwachung und Koordinierung der
Wirtschaftspolitiken®, insbesondere auf Artikel 5 Absatz 3,

auf Empfehlung der Europaischen Kommission?,

unter Beriicksichtigung der Schlussfolgerungen des Européischen Rates,
nach Stellungnahme des Beschéftigungsausschusses,

nach Anhorung des Wirtschafts- und Finanzausschusses,

in Erwagung nachstehender Grinde:

() Am 26.Méaz 2010 nahm der Europédische Rat den Vorschlag der Européischen
Kommission fur eine neue Wachstums- und Beschéftigungsstrategie (,, Europa 2020“)
an; diese Strategie stiitzt sich auf eine engere Koordinierung der Wirtschaftspolitik in
den Schlisselbereichen, in denen Malinahmen ergriffen werden mussen, um Europas
Potenzial fur nachhaltiges Wachstum und Wettbewerbsfahigkeit zu erhohen.

(20 Am 13.Juli 2010 nahm der Rat eine Empfehlung zu den Grundzigen der
Wirtschaftspolitik der Mitgliedstaaten und der Européischen Union (2010 bis 2014)
und am 21. Oktober 2010 einen Beschluss tber Leitlinien fur beschaftigungspolitische
MaRnahmen der Mitgliedstaaten® an, die zusammen die ,integrierten Leitlinien
bilden. Die Mitgliedstaaten wurden aufgefordert, bei der Ausgestaltung ihrer
nationalen Wirtschaftss und Beschaftigungspolitik den integrierten Leitlinien
Rechnung zu tragen.

1 ABI. L 209 vom 2.8.1997, S. 1.
2 ABl.Cvom, S..
3 Fir 2011 aufrechterhalten durch den Beschluss 2011/308/EU des Rates vom 19. Mai 2011.
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Am 12. Januar 2011 nahm die Kommission den ersten Jahreswachstumsbericht an, mit
dem ein neuer Zyklus wirtschaftspolitischer Steuerung in der EU und gleichzeitig das
erste Européische Semester einer in der Strategie Europa 2020 verankerten integrierten
Ex-ante-Politikkoordinierung eingel eitet wurden.

Am 25 Mérz 2011 hilligte der Europdasche Rat (im Einklang mit den
Schlussfolgerungen des Rates vom 15. Februar und 7. Marz 2011 und im Anschluss an
den  Jahreswachstumsbericht der ~ Kommission) die  Prioritdéten  fur
Haushaltskonsolidierung und Strukturreform. Er betonte die Notwendigkeit, der
Wiederherstellung solider Staatshaushalte und der langfristigen Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen, dem Abbau der Arbeitdosigkeit durch Reformen des
Arbeitsmarkts sowie neuen Anstrengungen zur Steigerung des Wachstums Prioritét
einzurdumen. Er forderte die Mitgliedstaaten auf, diese Prioritéten in konkrete
Mal3nahmen umzusetzen und sie in ihre Stabilitéts- bzw. Konvergenzprogramme und
nationalen Reformprogramme aufzunehmen.

Am 25.Maz 2011 ersuchte der Europdische Rat die am Euro-Plus-Pakt
teilnehmenden Mitgliedstaaten auf3erdem, ihre Verpflichtungen so zeitig mitzuteilen,
dass sie in ihre Stabilitdtss bzw. Konvergenzprogramme und nationalen
Reformprogramme aufgenommen werden kénnen.

Am 29. April 2011 legte Spanien sein aktualisiertes Stabilitatsprogramm fir den
Zeitraum 2011-2014 und sein nationales Reformprogramm fir 2011 vor. Um den
VerknUpfungen zwischen den beiden Programmen Rechnung zu tragen, wurden sie
gleichzeitig bewertet.

Die spanische Wirtschaft wurde von der Krise schwer getroffen und durchlief im
Zeitraum 2008 bis 2009 eine deutliche Anpassung. Das reale BIP fiel zwischen
Anfang 2008 und Ende 2010 um 4,3 %, und die Beschéftigungsquote sank um Uber
10 %. Als Folge stieg die Arbeitslosenquote Ende 2010 auf 20,1 %. Das st die hdchste
Arbeitslosenquote in der EU. Jugendliche (mit einer Arbeitslosenquote von 41,6 %)
und Arbeitnehmer mit niedrigerem Bildungsstand (mit einer Arbeitslosenquote von
26,4 %) waren die Hauptleittragenden der spanischen Rezession. Die Zinssétze fur
offentliche Schuldtitel stiegen, und das Bankensystem, insbesondere Sparkassen,
geriet durch das Platzen der Immobilienblase und den Einbruch des Bausektors unter
Druck. Die Absorption der grofRen makrotkonomischen Ungleichgewichte, die sich
wahrend des Booms aufgebaut haben, wird noch einige Zeit andauern. Als Reaktion
auf diese Herausforderungen hat die spanische Regierung eine Reformagenda in
Angriff genommen, die eine Haushaltskonsolidierung, eine Umstrukturierung der
Sparkassen sowie Reformen des Arbeits- und Produktmarkts umfasst.

Auf der Grundlage der Bewertung des aktualisierten Stabilitatsprogramms gemal3 der
Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates ist der Rat der Auffassung, dass das als
Grundlage fur die Haushaltsprognose dienende makrookonomische Szenario im
Stabilitétsprogramm fir die Jahre 2011 und 2012 zu optimistisch ist. Dem Programm
zufolge soll das Haushaltsdefizit bis 2013 im Einklang mit der Empfehlung des Rates
vom April 2009 unter den Referenzwert von 3 % und 2014 weiter auf 2,1 % des BIP
gesenkt werden. Im Programm ist innerhalb des Programmzeitraums keine Erreichung
des mittelfristigen Ziels vorgesehen, das weiterhin in einem ausgeglichenen Haushalt
bestent. Dieser Anpassungspfad ist weitgehend angemessen. Die jahrliche
durchschnittliche Verbesserung des strukturellen Saldos belauft sich von 2010 bis
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2013 im Einklang mit der Empfehlung des Rates auf durchschnittlich 1,5 % des BIP
und 2014 auf zusétzliche 0,3% des BIP. Die Schuldenguote soll von 60,1 % des BIP
im Jahr 2010 auf rund 69 % zum Ende des Programmzeitraums ansteigen. Dieser
Konsolidierungspfad ist im Zusammenhang mit den zugrunde liegenden
makrookonomischen Annahmen und der Einhaltung der Haushaltsziele auf regionaler
Ebene mit Abwartsrisiken behaftet. Die Regionen sind fur einen Grofdteil der
offentlichen Gesamtausgaben verantwortlich, und viele von ihnen Gberschritten 2010
ihre Finanzziele. Die spanische Regierung hat sich jedoch verpflichtet, im Fall einer
Abweichung von den Haushaltszielen zusétzliche Mal3nahmen zu ergreifen.

Um die vorgesehene Haushaltskonsolidierung in den Jahren 2011 und 2012 zu
erreichen, ist eine strenge Anwendung der fur die regionalen Regierungen
eingefuhrten Kontrollmechanismen fir das Defizit und den Schuldenstand
erforderlich. Sollten die makrookonomischen und budgetdren Entwicklungen 2011
und 2012 hinter den Erwartungen zurlickbleiben, werden fur die Erreichung der
Haushaltsziele zusétzliche Mal3nahmen erforderlich, zu denen sich die spanische
Regierung verpflichtet hat. Fir 2013 wurden bestimmte Mal3nahmen beschrieben, um
die Haushaltsziele abzusichern.

Der mittelfristige Haushaltsrahmen hat in Spanien einen wichtigen Beitrag zur
Forderung einer mehrjahrigen Finanzplanung geleistet und weist insgesamt eine gute
Bilanz vor. Die Krise hat diesen Rahmen allerdings auf die Probe gestellt und gezeigt,
dass die finanzielle Stabilitét und der praventive Aspekt der Finanzpolitik weiter
gestarkt werden mussen. Dies konnte durch die Einflhrung einer Ausgabenregelung
auf Grundlage des mittelfristigen nominalen BIP-Wachstums verbessert werden.
Durch die von den spanischen Behdrden im Stabilitdtsprogramm vorgel egte Regelung
wéren die Zentralregierung und die lokalen Regierungen automatisch an ihre
Verpflichtungen gebunden. Die Regierung ist auch bemiht im Rat fir Steuer- und
Finanzpolitik (Consgjo de Politica Fiscal y Financierad) eine Einigung Uber die
Anwendung der Regelung fur die Autonomen Regionen zu erzielen.

Die voraussichtliche langfristige Auswirkung der Bevdlkerungsalterung auf den
Offentlichen Haushalt Spaniens liegt Uber dem EU-Durchschnitt. Dies ist
hauptséchlich auf den in den kommenden Jahrzehnten erwarteten deutlichen Anstieg
der Rentenausgaben im Verhdltnis zum BIP zurlickzufthren. Langfristig wird die
Bevolkerungsalterung zu einem erheblichen Anstieg im Verhdltnis der Rentner pro
Arbeitnehmer fihren. Ohne eine entsprechende Reform dirften die Rentenausgaben
deutlich stérker ansteigen als im EU-Durchschnitt und die Tragfahigkeit der
offentlichen Finanzen geféhrden. Der mit den Sozialpartnern abgestimmte Vorschlag
der Regierung fur eine Rentenreform soll zur Verbesserung der langfristigen
Tragfahigkeit der 6ffentlichen Finanzen und zur Schaffung von mehr Anreizen fir die
Erwerbsbeteiligung beitragen. Die Reform muss jedoch erst vom Parlament genehmigt
werden, und es kénnen immer noch Anderungen eintreten.

Spanien hat wichtige Schritte zur Starkung seines Bankensystems unternommen,
insbesondere durch eine umfangreiche staatliche Unterstiitzung und Mal3nahmen zur
Umstrukturierung der Sparkassen, zur Stérkung der Zahlungsféhigkeit der Banken und
zur Verbesserung der Transparenz ihrer Bilanzen. Die auf die Rolle der lokalen
Behorden bel der Unternehmensfiihrung von Sparkassen zuriickzuf ihrenden Probleme
wurden jedoch noch nicht vollstandig gelost. Durch die Art der Konsolidierung der
Sparkassen durch sogenannte ,kalte Fusionen® entstand ein gewisses Mal3 an
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Unsicherheit hinsichtlich der wirksamen Umstrukturierung und der Schrumpfung der
Banken. Die Regierung hat sich verpflichtet, die Umstrukturierung bis Ende
September 2011 abzuschlief3en.

Die laufende Reform des Arbeitsmarkts in Spanien muss durch eine Uberarbeitung des
aktuellen schwerféligen Tarifverhandlungssystems erganzt werden. Die Dominanz
der regionalen und sektorweiten Vertrage lasst wenig Spielraum fir Verhandlungen
auf Unternehmensebene. Die automatische Verlangerung von Tarifvertrdgen, die
Gultigkeit nicht erneuerter Vertrage und die Verwendung von Ex-post-
Indexierungsklauseln fur die Inflation tragen zur Lohntragheit bei, wodurch die fur die
Beschleunigung der wirtschaftlichen Anpassung und die Wiederherstellung der
Wettbewerbsfahigkeit nétige Lohnflexibilitét verhindert wird. Die Regierung hat die
Soziapartner aufgefordert, sich im Frihling 2011 auf eine Reform des
Tarifverhandlungssystems zu einigen, und hat sich verpflichtet, in der Folge
Rechtsvorschriften zu erlassen.

Vor dem Hintergrund einer aulRerst hohen Arbeitslosigkeit hat Spanien mit dem
Gesetz vom September 2010 eine Reform seines Arbeitsmarkts eingel eitet. Das Gesetz
verfolgt das Ziel, die Dudlitat des Arbeitsmarkts und die Jugendarbeitslosigkeit zu
verringern sowie die Beschaftigungsfahigkeit von benachteiligten Gruppen und die
Flexibilitdét auf Unternehmensebene zu steigern. Zu diesem Zweck wurde im
Februar 2011 eine Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik angenommen, die auch
Malinahmen zur Stdrkung der beratenden und fihrenden Rolle der
Arbeitsvermittlungsdienste und ihre Koordinierung auf nationaler und regionaler
Ebene umfasste. Zurzeit ist es fur eine Beurteilung dartiber, ob die Reform ausreicht,
um die Segmentierung sowie die Jugend- und Langzeitarbeitslosigkeit zu verringern,
noch zu frih, da einige Maldnahmen noch nicht in Kraft gesetzt wurden. Die
Regierung hat sich verpflichtet, bis Oktober 2011 weitere Schritte zu unternehmen.

Spanien hatte seit den spdten neunziger Jahren einen starken Anstieg der
Lohnstickkosten zu verzeichnen, was enen Velust von Preiss und
Kostenwettbewerbsfahigkeit zur Folge hat. Ein hoheres Lohnwachstum gegeniber
dem  Euro-Wéhrungsgebiet hat  zusammen  mit  einem  geringeren
Produktivitéatszuwachs zu einer auf Dauer hoheren Inflation in Spanien beigetragen.
Eine haushaltsneutrale Reduzierung der relativ hohen Sozialabgaben zur Senkung der
Lohnnebenkosten wuirde zur Forderung der Wettbewerbsfahigkeit beitragen.
Energiesteuern, insbesondere Kraftstoffsteuern, sind in Spanien beispielsweise immer
noch relativ niedrig und kénnten zum Ausgleich der Einnahmen dienen.

Die hohe Schulabbruchquote in Spanien (31,2% im Jahr 2009) ist besonders
besorgniserregend, da sich dadurch die Zahl der qualifizierten Arbeitskréfte verringert,
die Berufsaussichten der betroffenen Personen beeintrachtigt und das
Potenzialwachstum gesenkt wird. Das am 15. Februar 2011 angenommene Gesetz
Uber nachhaltige Wirtschaft enthdlt Mal3nahmen zur Steigerung der Qualitét und
Quantitdt des Humankapitals durch Aus- und Weliter- sowie Berufsbildung. Die
Wirksamkeit der neuen Mal3nahmen zur Bekampfung der Schulabbruchquote und zur
Verbesserung der Berufshildung ist jedoch ungewiss und ihre Umsetzung auf allen
Regierungsebenen koénnte sich a's schwierig herausstellen.

Spanien hat Fortschritte bel der Verbesserung der Bedingungen fur den Wettbewerb
auf den Produkt- und Dienstleistungsmérkten erzielt, und dadurch eine der Ursachen

DE



DE

(18)

(19)

fir den langsamen Produktivitdtszuwachs in Angriff genommen. Obwohl die
Umsetzung der Dienstleistungsrichtlinie in nationales Recht in Spanien weit
fortgeschritten ist, ist eine weitere Offnung der Dienstleistungen erforderlich. Das
Gesetz Uber nachhaltige Wirtschaft enthdlt zahlreiche MalRnahmen zur Verbesserung
der Rahmenbedingungen fir Unternehmen, zur Stérkung des Wettbewerbs und zur
Forderung der Okologischen Nachhaltigkeit. Die Umsetzung auf alen
Regierungsebenen konnte sich jedoch as schwierig herausstellen. Insbesondere
mussen Uberschneidungen zwischen den verschiedenen Verwaltungsebenen, eine
legislative Uberregulierung (Gold-Plating-Effekt) auf verschiedenen Ebenen und
auRerst uneinheitliche Rechtsvorschriften in den verschiedenen Regionen vermieden
werden.

Spanien ist im Rahmen des Euro-Plus-Pakts' eine Reihe von Verpflichtungen
eingegangen. Auf der haushaltspolitischen Seite hat sich Spanien verpflichtet, eine
Ausgabenregelung zur Steigerung der finanziellen Stabilitdt und folglich zur
Verbesserung der Tragfahigkeit der offentlichen Finanzen festzulegen. Zur Stérkung
der Finanzmarktstabilitét hat sich Spanien verpflichtet, den Umstrukturierungsprozess
des Finanzsektors bis zum 30. September abzuschlief3en. Der Schwerpunkt der
Beschéftigungsmalinahmen liegt auf den Durchfihrungsvorschriften zur aktiven
Arbeitsmarktpolitik und auf den Bestimmungen im Bereich Berufsbildung sowie auf
der Bekampfung der informellen Beschéftigung. Die Mal3nahmen zur Forderung der
Wettbewerbsfahigkeit konzentrieren sich auf eine Reform des
Tarifverhandlungssystems, die reglementierten Berufe, die Schaffung eines
Beratenden Ausschusses fir Wettbewerbsfahigkeit und die Reform des Konkursrechts.
Die vorstehenden Verpflichtungen beziehen sich auf alle vier Bereiche des Pakts. Sie
stellen eine Kontinuitét der laufenden Reformagenda dar, indem sie einen bindenden
Zeitrahmen fr die Umsetzung bestimmter Reformen liefern und eine vollstandige
Umsetzung der Reformen sicherstellen, die bereits durchgefiihrt wurden. Diese
Verpflichtungen wurden bewertet und in den Empfehlungen berticksichtigt.

Die Kommission hat das Stabilitétsprogramm und das nationale Reformprogramm
einschliefllich der Euro-Plus-Pakt-Verpflichtungen® bewertet. Sie hat dabei nicht nur
deren Relevanz fur eine auf Dauer tragféhige Haushalts, Sozial- und
Wirtschaftspolitik in Spanien berlicksichtigt, sondern auch die Einhaltung der EU-
Vorschriften und -Richtungsvorgaben, da es notwendig ist, die generelle
wirtschaftspolitische Steuerung der Europaischen Union durch auf EU-Ebene
entwickelte Vorgaben fur kinftige nationale Entscheidungen zu stérken. Vor diesem
Hintergrund ist die Kommission der Auffassung, dass die von der spanischen
Regierung festgelegten Plane zur Haushaltskonsolidierung zwar den erforderlichen
Zielen entsprechen, aber immer noch mit einigen Abwartsrisiken behaftet sind. Das
Wachstum der oOffentlichen Ausgaben sollte unter der mittelfristigen BIP-
Wachstumsrate bleiben, und die Reform des Rentensystems sollte angenommen
werden. Weitere Schritte im Zeitraum 2011-12 sollten sich auf die Stabilitét des
Finanzsystems (durch den Abschluss der Umstrukturierung und der Konsolidierung
der Sparkassen) und auf die Stérkung inléndischer Wachstumsquellen konzentrieren.
Dazu sollte der gegenwaértige steile Anstieg der Arbeitdosigkeit in Angriff genommen

Néhere Einzelheiten zu den im Rahmen des Euro-Plus-Pakts eingegangenen Zusagen konnen der
Arbeitsunterlage SEK (2011) 718 entnommen werden.
SEK(2011) 718.
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werden, insbesondere durch die Reform der Tarifverhandlungen und eine weitere
Durchftihrung der laufenden Reformen auf dem Arbeitsmarkt sowie eine genaue
Beobachtung und Bewertung von deren Wirksamkeit. Der Dienstleistungssektor sowie
Gewerbe und Berufe sollten fir einen gréf3eren Wettbewerb gedffnet werden, und der
Verwaltungsaufwand fur Unternehmen sollte verringert werden.

In Anbetracht dieser Bewertung, in der auch der Empfehlung des Rates vom
2. Juni 2010 gemal3 Artikel 126 Absatz 7 AEUV Rechnung getragen wird, hat der Rat
die Aktualisierung des Stabilitéatsprogramms Spaniens fur das Jahr 2011 geprift, und
seine Stellungnahme® findet insbesondere in der Empfehlung unter der nachstehenden
Nummer 1 ihren Awusdruck. Der Rat hat unter Bertcksichtigung der
Schlussfolgerungen des Europédischen Rates vom 25. Mérz 2011 auf3erdem das
national e Reformprogramm Spaniens gepruft —

EMPFIEHLT Spanien im Zeitraum 2011-2012 die folgenden Mal3nahmen zu ergreifen:

)

)

©)

(4)

Die Haushaltsstrategie sollte 2011 und 2012 umgesetzt werden, um die Defizitziele
auf allen Regierungsebenen zu erreichen, einschlie¥lich durch strenge Anwendung
des fUr die regionalen Regierungen bestehenden Kontrollmechanismus fur das
Defizit und den Schuldenstand. Weitere Mal3nahmen sollten ergriffen werden, falls
die budgetéren und wirtschaftlichen Entwicklungen nicht den Erwartungen
entsprechen. Jede Moglichkeit, einschliefdlich Moglichkeiten, die sich durch bessere
wirtschaftliche Bedingungen ergeben, sollte genutzt werden, um den Defizitabbau zu
beschleunigen. Konkrete Mal3nahmen sollten festgelegt werden, um die Ziele fur
2013 und 2014 abzusichern. Das Wachstum der 6ffentlichen Ausgaben sollte unter
der mittelfristigen BIP-Wachstumsrate bleiben, indem, wie vorgesehen, auf alen
Regierungsebenen eine Ausgabenregelung in das Haushaltsstabilitétsgesetz
aufgenommen wird.

Die vorgeschlagene Rentenreform sollte angenommen werden, um das
Renteneintrittsalter anzuheben und die Zahl der Arbeitgahre fir die Berechnung der
Renten wie vorgesehen zu erhthen. Die Rentenparameter sollten, wie geplant,
regelmaRig im Einklang mit den Anderungen hinsichtlich der Lebenserwartung
gepruft, und weitere Malnahmen zur Anhebung des effektiven Rentenalters
entwickelt werden, einschliefdlich Malinahmen im Bereich des |ebenslangen Lernens
far atere Arbeitnehmer.

Die laufende Umstrukturierung der Sparkassen sollte verstarkt werden, indem die
verbleibenden Schwéchen in ihrer Unternehmensfihrungsstruktur behoben werden.

Moglichkeiten zur Senkung der Sozialversicherungsbeitrége sollten gepriift werden,
um die Lohnnebenkosten auf haushaltsneutrale Weise zu reduzieren, z. B. durch eine
Anderung der Struktur und der Hohe der Mehrwertsteuer und der
Energiebesteuerung. Eine Reform des Tarifverhandlungsverfahrens und des
L ohnindexierungssystems sollte nach Absprache mit den Sozialpartnern und gemal}
den nationalen Praktiken angenommen und umgesetzt werden, damit das
L ohnwachstum den Produktivitéatsentwicklungen sowie den Bedingungen auf |okaler
und Unternehmensebene besser entspricht.

6

Festgelegt in Artikel 5 Absatz 3 der Verordnung (EG) Nr. 1466/97 des Rates.

DE



DE

()

(6)

Ende 2011 sollten die Auswirkungen der Arbeitsmarktreform vom September 2010
und der Reform der aktiven Arbeitsmarktpolitik vom Februar 2011 bewertet werden.
Dieser Bewertung sollten gegebenenfalls Vorschlége fur weitere Reformen zur
Verringerung der Arbeitsmarktsegmentierung und zur Verbesserung der
Beschaftigungsmaoglichkeiten fur Jugendliche beigefiigt werden. Die Wirksamkeit
der im nationalen Reformprogramm festgelegten Maldnahmen im Bezug auf die
Reduzierung der Schulabbruchquote, einschliefdlich durch Praventionspolitik, und im
Bezug auf die Vereinfachung des Ubergangs zur Aus-, Weiter- und Berufsbildung
sollte genau Uberwacht werden.

Die Dienstleistungen sollten weiter getffnet und die geplanten Rechtsvorschriften in
Kraft gesetzt werden, um den Regulierungsrahmen umzustrukturieren und
gegenwartige Beschrankungen fir Wettbewerb, Effizienz und Innovation zu
beseitigen. Das Gesetz Uber nachhaltige Wirtschaft, insbesondere Mal3nahmen zur
Verbesserung der Rahmenbedingungen fir Unternehmen und zur Stérkung des
Wettbewerbs auf den Produkt- und Dienstleistungsmérkten, sollte auf allen
Regierungsebenen umgesetzt werden. Die Koordinierung zwischen den regionalen
und nationalen Verwaltungen sollte verbessert werden, um den Verwaltungsaufwand
far Unternehmen zu verringern.

Geschehen zu Brissel den

Im Namen des Rates
Der Prasident

DE



	unter Berücksichtigung der Schlussfolgerungen des Europäischen Rates,

